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1.  Neue Regeln durch das Gesetz zur Umsetzung der Amtshilferichtlinie sowie zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften 

 
Das sog. Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz enthielt zunächst im Wesentlichen eine Anpassung 
deutscher Steuervorschriften an das Recht der Europäischen Union und an die Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs. Später wurden Teile des eigentlich gescheiterten Jahressteuergesetzes 2013 
aufgenommen. Wesentliche Teile des Gesetzes traten nunmehr zum 30.6.2013 in Kraft. 
 
Neben den Einschränkungen bei den sog. „Cash-GmbHs“, den Begrenzungen der Möglichkeiten für 
Immobilienunternehmen durch Anteilstausch über sog. RETT-Blocker die Grunderwerbsteuer zu ver-
meiden und dem Streichen des als „Goldfinger“ bezeichneten Steuersparmodells mittels An- und Ver-
kauf von Gold über Firmen nach ausländischem Recht wurden noch viele weitere Änderungen und Neu-
regelungen beschlossen. Nachfolgend wollen wir Ihnen einen Überblick über die wesentlichen Steuer-
vorschriften geben: 
 

 Förderung von Elektrofahrzeugen: Eine Neuregelung sieht bei der sog. 1-%-Regelung vor, dass 
für bis zum 31.12.2013 angeschaffte Elektro- oder Hybridfahrzeuge der Listenpreis um 500 € pro 
kWh der Batteriekapazität zu mindern ist. Die Minderung pro Kfz darf höchstens 10.000 € betragen. 
Für die Folgejahre ist eine Minderung um jährlich 50 € pro kWh vorgesehen. Der Höchstbetrag min-
dert sich für in den Folgejahren angeschaffte Kfz um jährlich 500 €.  
Wird die Fahrtenbuchmethode angewendet, sind die auf die Anschaffung des Batteriesystems entfal-
lenden Kosten in Höhe der bei der 1-%-Regelung zugestandenen Pauschalbeträge bei der Ermittlung 
der Gesamtkosten auszuscheiden, d. h. die Absetzungen für Abnutzung sind entsprechend zu min-
dern. Diese Regelung gilt für alle vor dem 1.1.2023 angeschafften Fahrzeuge. Sie gilt ab dem auf die 
Verkündung des Gesetzes folgenden Tag auch für Elektro- und Hybridfahrzeuge, die bereits im Be-
triebsvermögen enthalten sind und für die eine Entnahme oder ein geldwerter Vorteil zu versteuern 
ist. 
 

 Lohnsteuer-Nachschau: Mit der Einführung einer sog. „Lohnsteuer-Nachschau“ – die nicht vorher 
angekündigt werden muss – soll das Finanzamt in die Lage versetzt werden, sich insbesondere einen 
Eindruck über die räumlichen Verhältnisse, das tatsächlich eingesetzte Personal und den üblichen 
Geschäftsbetrieb zu verschaffen. Die von der Lohnsteuer-Nachschau betroffenen Personen haben auf 
Verlangen Lohn- und Gehaltsunterlagen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Ur-
kunden über die der Lohnsteuer-Nachschau unterliegenden Sachverhalte vorzulegen und Auskünfte 
zu erteilen, soweit dies zur Feststellung einer steuerlichen Erheblichkeit zweckdienlich ist. Geben die 
getroffenen Feststellungen hierzu Anlass, kann von der allgemeinen Nachschau zu einer Außenprü-
fung übergegangen werden.  

 

 Lohnsteuer-Freibeträge: Als Verfahrensvereinfachung für Arbeitnehmer erlaubt die Finanzverwal-
tung auf Antrag, die Geltungsdauer eines im Lohnsteuerabzugsverfahren zu berücksichtigenden 
Freibetrags künftig auf 2 Kalenderjahre zu verlängern. Ein jährlicher Antrag auf Lohnsteuer-
Ermäßigung beim Finanzamt ist damit entbehrlich. 

 

 Wehrsold: Steuerfrei bleiben der reine Wehrsold für den freiwilligen Wehrdienst und das Dienst-
geld für Reservisten, das Taschengeld für den Bundesfreiwilligendienst, den Jugendfreiwilligen-
dienst und für die anderen zivilen Freiwilligendienste. Steuerpflichtig werden bei Dienstverhältnis-
sen ab dem 1.1.2014 u. a. der Wehrdienstzuschlag, besondere Zuwendungen sowie unentgeltliche 
Unterkunft und Verpflegung.  

 

 Pflegepauschbetrag: Steuerpflichtige können wegen außergewöhnlicher Belastungen, die ihnen 
durch die Pflege einer hilflosen Person entstehen, anstelle einer Steuerermäßigung einen sog. Pflege-
Pauschbetrag in Höhe von 924 € im Jahr geltend machen, wenn sie dafür keine Einnahmen erhalten 
und sie die Pflege im Inland entweder in ihrer Wohnung oder in der Wohnung des Pflegebedürftigen 
persönlich durchführen. Mit einer Neuregelung wird der Anwendungsbereich des Pflege-
Pauschbetrages auf die häusliche, persönlich durchgeführte Pflege im gesamten EU-/EWR-Ausland 
ausgeweitet und die Norm europarechtstauglich gestaltet. So kann die persönliche Pflege – unter 
weiteren Voraussetzungen – nunmehr auch unabhängig vom Ort der Pflege steuerlich honoriert wer-
den.  



 

 Prozesskosten: Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) werden vom 
Abzug als außergewöhnliche Belastung ausgeschlossen, es sei denn, es handelt sich um Aufwendun-
gen, ohne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine le-
bensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können (siehe 
auch Beitrag Nr. 3). 

 

 Ort der Leistung: Bislang wurden Leistungen, die an den nicht unternehmerischen Bereich einer 
juristischen Person erbracht wurden, die sowohl unternehmerisch als auch nicht unternehmerisch tä-
tig ist, an dem Ort besteuert, an dem der leistende Unternehmer seinen Sitz oder eine Betriebsstätte 
hat, von der aus der Umsatz tatsächlich erbracht wurde. In Zukunft richtet sich bei Leistungen an ju-
ristische Personen, die sowohl unternehmerisch als auch nicht unternehmerisch tätig sind, der Leis-
tungsort insgesamt nach ihrem Sitz, soweit keine andere Ortsregelung vorgeht. Dies gilt sowohl beim 
Bezug für den unternehmerischen als auch für den nicht unternehmerischen Bereich. Ausnahme: der 
Bezug erfolgt ausschließlich für den privaten Bedarf des Personals oder eines Gesellschafters. 

 

 Vermietung von Sportbooten/Beförderungsmitteln: Durch die Neufassung des Umsatzsteuergeset-
zes wird der Leistungsort bei der langfristigen Vermietung von Sportbooten an den Ort, an dem das 
Boot dem Leistungsempfänger zur Verfügung gestellt wird und der leistende Unternehmer an diesem 
Ort auch seinen Sitz oder eine Betriebsstätte hat und die Vermietungsleistungen dort erbringt, verla-
gert. Das gilt auch für die langfristige Vermietung von Beförderungsmitteln an Nichtunternehmer. 

 

 Kunstgegenstände: Insbesondere die Lieferungen sowie die Vermietung von Sammlungsstücken 
und Kunstgegenständen werden von der Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes ausge-
schlossen; sie unterliegen künftig dem Regelsteuersatz.  

 

 Gutschriften/Änderung bei der Rechnungsstellung: Grundsätzlich richtet sich das Recht für die 
Rechnungsausstellung nach den Vorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Umsatz ausgeführt wird. 
Sofern der leistende Unternehmer nicht im Inland ansässig ist, gilt künftig das Recht des Mitglied-
staates, in dem der Unternehmer ansässig ist. Bei Ausstellung einer Rechnung durch den Leistungs-
empfänger muss die Rechnung die Angabe „Gutschrift“ enthalten (siehe hierzu auch Beitrag „Ände-
rungen bei Rechnungen durch das Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz“). 

 

 Steuerschuldnerschaft bei Gas- und Stromlieferungen: Die Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers wird erweitert auf die entsprechenden Lieferungen von Gas über das Erdgasnetz und von 
Elektrizität durch einen im Inland ansässigen Unternehmer an einen anderen Unternehmer, der selbst 
derartige Leistungen erbringt bzw. – bei Lieferungen von Elektrizität – beide Unternehmer Wieder-
verkäufer sind. Damit unterliegen die Betreiber von Photovoltaikanlagen oder Windenergieanlagen 
nicht der Übertragung der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger, da diese nicht „Wie-
derverkäufer“ sind. 

 
Neben den aufgeführten Neuregelungen bzw. Änderungen enthält das Gesetz noch eine Fülle weiterer 
Anpassungen, deren Ausführung den Rahmen dieses Schreibens sprengen würden. In den nächsten In-
formationsschreiben werden wir Sie detaillierter über einzelne relevante Änderungen informieren. 
 
 
2. Änderungen bei „Rechnungen“ durch das Amtshilferichtlinien- 

Umsetzungsgesetz 
 
Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug berechtigt, muss sie strenge Kriterien erfüllen, die im Um-
satzsteuergesetz explizit geregelt sind. Das jüngst verabschiedete Amtshilferichtlinien-
Umsetzungsgesetz verschärft diese Regelungen weiter. Dabei gilt Folgendes zu beachten: 
 
 Gutschriften: In den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfänger oder 

durch einen von ihm beauftragten Dritten muss die Angabe „Gutschrift“ (anstelle von Rechnung) 
enthalten sein.  

 

 Reiseleistung/Differenzbesteuerung: Der bisherige Hinweis „Differenzbesteuerung nach § 25 (oder 
§ 25a UStG)“ ist jetzt – je nach Sachverhalt – zwingend um die Angaben „Sonderregelung für Reise-



leistungen“ bzw. „Gebrauchsgegenstände/Sonderregelung“ bzw. „Kunstgegenstän-
de/Sonderregelung“ bzw. „Sammlerstücke und Antiquitäten/Sonderregelung“ zu ergänzen. 

 

 Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers/Reverse-Charge-Verfahren: Beim sog. Rever-
se-Charge-Verfahren (betroffen können u. a. Bauleistungen, Leistungen an ausländische Unterneh-
mer sein) schuldet der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer. Führt demnach ein Unternehmen Leis-
tungen aus, die unter das Verfahren fallen, muss die Rechnung zwingend die Angabe „Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers“ enthalten. Auch der Begriff „Reverse Charge“ ist zusätzlich er-
laubt und für Rechnungen an ausländische Unternehmer anzuraten. 

 

 Fristen für die Rechnungsausstellung: Rechnungen für innergemeinschaftliche Lieferungen und 
sonstige Leistungen an Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat (Reverse-Charge-Verfahren) 
müssen bis zum 15. des Folgemonats (= Monat der Umsatzausführung) ausgestellt werden. 

 
 

3.  Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1-%-Regelung auch bei fehlender priva-
ter Nutzung 

 
Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt ein Fahrzeug zur privaten Nut-
zung zur Verfügung, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem steuerpflichtigen Vorteil, wenn 
der Arbeitnehmer das Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. Der Vorteil ist, wenn ein ordnungsgemä-
ßes Fahrtenbuch nicht geführt worden ist, nach der 1-%-Regelung zu bewerten. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) in einer Reihe von Urteilen vom 21.3.2013 und 18.4.2013 entschieden und damit seine 
bisherige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in derartigen Fällen die tatsächliche private Nut-
zung des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflichtige konnte die Vermutung unter engen Vorausset-
zungen widerlegen. Diese Möglichkeit ist nun entfallen.   
 
Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwagen auch privat nutzen zu dürfen, führt beim 
Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. Ob der Arbeitnehmer von der Möglich-
keit der privaten Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist nach neuester Auffassung des BFH dafür unerheb-
lich, denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu Privatfahrten nutzen 
zu dürfen, ist dem Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs zugeflossen.  
 
Das Einkommensteuergesetz (EStG) setzt keine tatsächliche Nutzung voraus, sondern verweist nur auf 
die 1-%-Regelung. Mit dem Betrag, der nach der 1-%-Regelung als Einnahme anzusetzen ist, sollen 
sämtliche geldwerten Vorteile, die sich aus der Möglichkeit zur privaten Nutzung des Dienstwagens 
ergeben – unabhängig von Nutzungsart und -umfang – pauschal abgegolten werden. Diese Typisierung 
hat der BFH wiederholt als verfassungsgemäß erachtet.  
 

Anmerkung: Die 1-%-Regelung kommt aber nur dann zur Anwendung, wenn feststeht, dass der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmer tatsächlich einen Dienstwagen zur privaten Nutzung arbeitsvertraglich 
überlassen hat. In Zukunft wird also lediglich ein arbeitsvertraglich vereinbartes Privatnutzungsverbot 
oder das ordnungsgemäße Führen eines Fahrtenbuchs die Besteuerung des geldwerten Vorteils verhin-
dern können. 
 
 

4.  Sammelauskunftsersuchen der Steuerfahndung 
 
Die Antwort auf ein Sammelauskunftsersuchen der Steuerfahndung kann nicht mit der Begründung 
verweigert werden, die Geheimhaltung der Daten sei privatrechtlich vereinbart worden. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.5.2013 entschieden.  
 
In einem – für die Praxis weitreichenden Fall – ging es dem Finanzamt darum zu erfahren, welche Nut-
zer Verkaufserlöse von mehr als 17.500 € pro Jahr über eine Internethandelsplattform erzielten. Name 
und Anschrift der Händler sollten ebenso angegeben werden wie deren Bankverbindung. Außerdem 
sollte eine Aufstellung der einzelnen Verkäufe vorgelegt werden. Ab einem Umsatz von mehr als 
17.500 € pro Jahr ist Umsatzsteuer zu entrichten.  
 



Das Sammelauskunftsverlangen war an die deutsche Schwestergesellschaft eines in Luxemburg ansäs-
sigen Betreibers einer Internethandelsplattform gerichtet. Die in Deutschland ansässige GmbH hatte die 
Internethandelsplattform früher selbst betrieben. Sie verpflichtete sich gegenüber der Schwestergesell-
schaft, die von ihr zu verarbeitenden Daten nicht an Dritte weiterzugeben. Entsprechend argumentierte 
sie, sie könne die von ihr verlangten Auskünfte nicht erteilen, da sie hierzu nach den für sie bindenden 
Weisungen ihrer Schwestergesellschaft nicht befugt sei.  
 
Der BFH stellt jedoch in seiner Entscheidung fest, dass die Vorinstanz in ihrer Beurteilung keine ausrei-
chenden Feststellungen getroffen hat, dass dem Unternehmen der Zugriff auf die Daten aus technischen 
Gründen unmöglich ist. Dass die Datenserver im Ausland stehen, steht dem Zugriff auf die Daten nicht 
entgegen.  
 
 
5.  Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeobjekten  
 
Bei Gewerbeimmobilien ist nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 19.2.2013 stets im 
Einzelfall festzustellen, ob der Steuerpflichtige beabsichtigt, auf die voraussichtliche Dauer der Nutzung 
einen Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten zu erzielen. 
 
Aufwendungen für ein nach Anmietung leer stehendes Gewerbeobjekt können als vorab entstandene 
Werbungskosten abziehbar sein, wenn der Steuerpflichtige – als gewerblicher Zwischenmieter – die 
Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar aufgenommen und sie später nicht 
aufgegeben hat. 
 
Ist dem Steuerpflichtigen von Anfang an bekannt oder zeigt sich später aufgrund bislang vergeblicher 
Vermietungsbemühungen, dass für ein seit Jahren leer stehendes Objekt, so wie es baulich gestaltet ist, 
kein Markt besteht und es deshalb nicht vermietbar ist, muss er – will er die Aufnahme oder Fortdauer 
seiner Vermietungsabsicht belegen – zielgerichtet darauf hinwirken, u. U. auch durch bauliche Umge-
staltungen einen vermietbaren Zustand zu erreichen.  
 
Konsequenz: Gelingt der Nachweis nicht, können Werbungskosten nicht mehr steuerlich geltend ge-
macht werden. 
 
 
6.  Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferienwohnungen 
 
Bei der Vermietung von Ferienwohnungen sind strenge Regeln zu beachten, wenn die anfallenden Auf-
wendungen auch steuerlich geltend gemacht werden sollen.  Dabei geht die Finanzverwaltung bei einer 
ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermieteten und in der übrigen Zeit hierfür bereit gehaltenen 
Ferienwohnung ohne weitere Prüfung von der Einkünfteerzielungsabsicht des Steuerpflichtigen aus, 
sodass hier auch alle Aufwendungen steuerlich berücksichtigt werden. 
 
Wird eine Ferienwohnung jedoch zeitweise vermietet und zeitweise selbst genutzt oder behält sich der 
Steuerpflichtige eine zeitweise Selbstnutzung vor, ist diese Art der Nutzung Beweisanzeichen für eine 
auch private, nicht mit der Einkünfteerzielung zusammenhängende Veranlassung der Aufwendungen. In 
diesen Fällen ist die Einkünfteerzielungsabsicht stets zu prüfen.  
 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 16.4.2013 ist die Überprüfung der Einkünfteerzie-
lungsabsicht des Steuerpflichtigen schon dann erforderlich, wenn er sich eine Zeit der Selbstnutzung 
vorbehalten hat, unabhängig davon, ob, wann und in welchem Umfang er von seinem Eigennutzungs-
recht tatsächlich Gebrauch macht. Unerheblich ist dabei auch, ob sich der Vorbehalt der Selbstnutzung 
aus einer einzelvertraglich vereinbarten Vertragsbedingung oder aus einem formularmäßigen Musterver-
trag ergibt. 
 
 



7. Vom Arbeitnehmer getragene Aufwendungen bei der Überlassung eines 
betrieblichen Kfz 

 
Zahlt der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber oder an einen Dritten zur Erfüllung einer Verpflichtung des 
Arbeitgebers für die außerdienstliche Nutzung (Nutzung zu privaten Fahrten, zu Fahrten zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte und zu Heimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung) eines betrieblichen Kfz ein Nutzungsentgelt, mindert dies den Nutzungswert und damit den zu 
versteuernden Anteil. 
 
Das Bundesfinanzministerium stellt in einem Schreiben vom 19.4.2013 fest, dass die vollständige oder 
teilweise Übernahme einzelner Kfz-Kosten (z. B. Treibstoffkosten, Versicherungsbeiträge, Wa-
genwäsche) durch den Arbeitnehmer kein Nutzungsentgelt darstellt. Dies gilt auch für einzelne 
Kfz-Kosten, die zunächst vom Arbeitgeber verauslagt und anschließend dem Arbeitnehmer weiterbelas-
tet werden oder wenn der Arbeitnehmer zunächst pauschale Abschlagszahlungen leistet, die zu einem 
späteren Zeitpunkt nach den tatsächlich entstandenen Kfz-Kosten abgerechnet werden.  
 
Ein den Nutzungswert minderndes Nutzungsentgelt muss daher arbeitsvertraglich oder aufgrund 
einer anderen arbeits- oder dienstrechtlichen Rechtsgrundlage für die Gestellung des betriebli-
chen Kfz vereinbart worden sein und darf nicht die Weiterbelastung einzelner Kfz-Kosten zum 
Gegenstand haben.  
 
Beispiel 1: In der Überlassungsvereinbarung ist geregelt, dass der Arbeitnehmer ein Entgelt in Höhe 
von 0,20 € je privat gefahrenen Kilometer zu zahlen hat. Hier handelt es sich um ein pauschales Nut-
zungsentgelt. Der pauschale Nutzungswert ist um dieses Nutzungsentgelt zu kürzen. 
 
Beispiel 2: Der Arbeitnehmer kann das Kfz mittels einer Tankkarte des Arbeitgebers betanken. In der 
Überlassungsvereinbarung ist geregelt, dass der Arbeitnehmer ein Entgelt in Höhe der privat veranlass-
ten Treibstoffkosten zu zahlen hat. Der Arbeitgeber hat den Betrag für den vom Arbeitnehmer anlässlich 
privater Fahrten verbrauchten Treibstoff ermittelt und vom Gehalt des Folgemonats einbehalten. 
Die nachträgliche Kostenübernahme durch den Arbeitnehmer ist kein Nutzungsentgelt. Aus den über-
nommenen Treibstoffkosten wird nicht dadurch ein Nutzungsentgelt, dass der Arbeitnehmer zunächst 
auf Kosten des Arbeitgebers tanken kann und erst anschließend die Treibstoffkosten ersetzen muss. 
 
Konsequenz: Vermeidung der teilweisen Übernahme einzelner Kfz-Kosten; dafür Vereinbarung eines 
pauschalen Nutzungsentgelts. 
 
 
8.  Neue Nachweismöglichkeiten für innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.10.2013 
 
Innergemeinschaftliche Lieferungen sind umsatzsteuerfrei. Jedoch müssen die Voraussetzungen hierfür 
vom leistenden Unternehmer nachgewiesen werden.  
 
Eine innergemeinschaftliche Lieferung liegt vor, wenn bei einer Lieferung die folgenden Voraussetzun-
gen erfüllt sind:  
 
1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegenstand der Lieferung in das übrige Gemein-

schaftsgebiet befördert oder versendet; 
2. der Abnehmer ist 

a) ein Unternehmer, der den Gegenstand der Lieferung für sein Unternehmen erworben hat, 
b) eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist oder die den Gegenstand der Lieferung nicht für 

ihr Unternehmen erworben hat, oder  
c) bei der Lieferung eines neuen Fahrzeugs auch jeder andere Erwerber 

3. und der Erwerb des Gegenstands der Lieferung unterliegt beim Abnehmer in einem anderen Mit-
gliedstaat den Vorschriften der Umsatzbesteuerung. 

 



Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt auch das einer Lieferung gleichgestellte Verbringen eines 
Gegenstands. 
 
Nach der mit Wirkung vom 1.1.2012 geänderten Umsatzsteuerdurchführungsverordnung (UStDV) war 
für solche Lieferungen sowohl in Beförderungs- als auch in Versendungsfällen der gesetzlich vorge-
schriebene Belegnachweis mit einer sog. Gelangensbestätigung zu führen. In der Praxis hat es sich 
aber gezeigt, dass die als regelmäßig einzige Nachweismöglichkeit mit der Gelangensbestätigung zu 
Anwendungsschwierigkeiten geführt hat.  
 
Mit der Neufassung der UStDV wird an der Gelangensbestätigung – als „einer“ Möglichkeit zur verein-
fachten Nachweisführung – festgehalten, gleichzeitig werden jedoch Vereinfachungen angeboten.  
 
So wurde z. B. bei der Gelangensbestätigung selbst die bisherige Regelung dahingehend erweitert, dass 
auch ein von dem Abnehmer zur Abnahme des Liefergegenstandes Beauftragter die Gelangensbestäti-
gung unterzeichnen kann. Dies kann z. B. ein selbständiger Lagerhalter, ein anderer Unternehmer oder 
in einem Reihengeschäft der tatsächliche (letzte) Abnehmer sein. Im Übrigen muss der Abnehmer die 
Gelangensbestätigung nicht in jedem Fall persönlich unterzeichnen; dies kann auch z. B. durch einen 
Arbeitnehmer geschehen. Daneben wird insbesondere auch zugelassen, dass der Unternehmer das Vor-
liegen einer innergemeinschaftlichen Lieferung mit einer Bescheinigung des von ihm beauftragten Spe-
diteurs belegen kann.  
 
Der Unternehmer kann den Nachweis aber auch mit allen anderen zulässigen Belegen und Beweismit-
teln führen, aus denen sich das Gelangen des Liefergegenstands in das übrige Gemeinschaftsgebiet an 
den umsatzsteuerrechtlichen Abnehmer in der Gesamtschau nachvollziehbar und glaubhaft ergibt.  
 
Bitte beachten Sie: Liegen dem liefernden Unternehmer Belege der in der UStDV genannten Art je-
doch nicht vor und kann er die Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung auch mit ande-
ren Belegen oder Beweismitteln nicht führen, geht die Finanzverwaltung von der Steuerpflicht der in-
nergemeinschaftlichen Lieferung aus. 
 
 
9.  Terminsache: ELSTER-Zertifikat für Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-

Voranmeldungen ab 1.9.2013 zwingend 
 
Nicht authentifiziert übermittelte Daten werden ab dem 1.9.2013 von der Steuerverwaltung nicht mehr 
angenommen.  
 
Betroffen sind Lohnsteuer-Anmeldungen, Umsatzsteuer-Voranmeldungen, Anmeldungen von Sonder-
vorauszahlungen, Zusammenfassende Meldungen sowie Anträge auf Dauerfristverlängerung. Zur Ver-
meidung von Unannehmlichkeiten sollten die Betroffenen sich frühzeitig um die Authentifizierung 
kümmern (siehe unter http://www.elsteronline.de). 
 
 
10.  Ärger während der Urlaubsreise 
 
Auch in den sog. schönsten Wochen des Jahres kann einiges schief gehen: Die Reise beginnt mit Ver-
spätung, das Hotel ist überbucht oder der Reiseveranstalter wird insolvent und die Reise findet nicht 
statt. Welche Rechte haben dann Urlauber, die ihre Reise pauschal im Reisebüro oder online gebucht 
haben?  
 
Eine Pauschalreise liegt vor, wenn mehrere Reiseleistungen, etwa Flug und Hotelunterbringung, ver-
bunden und zu einem Gesamtpreis verkauft werden. Der Reisende schließt hier keine Verträge mit der 
Fluggesellschaft oder dem Hotel ab, sondern mit einem Reiseveranstalter, der diese Leistungen zu der 
Pauschalreise verbunden hat. 
 



Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die bei ihm gebuchten Reiseleistungen so zu erbringen, wie er dies 
dem Reisenden zugesichert hat. Angaben in den Reiseprospekten sind für den Veranstalter bindend, sie 
werden Teil des Vertrags mit dem Reisenden. Die Angaben in dem ausgehändigten Prospekt müssen 
zutreffend und vollständig sein. Die Reise darf darüber hinaus „nicht mit Fehlern behaftet“ sein, die den 
Wert oder die Tauglichkeit der Leistung für den Reisenden mindern oder aufheben. Ein Fehler im Sinne 
dieser Vorschrift liegt allerdings nicht schon bei jeder Unannehmlichkeit vor. Geringe Flugverspätun-
gen oder gelegentliche Lärmbelästigungen sind hinzunehmen. Auch dem allgemeinen Lebensrisiko 
zuzurechnende Reisebeeinträchtigungen, wie z. B. ungünstige Wetterverhältnisse, stellen keinen Man-
gel dar. 
 
Liegt ein Reisemangel vor, so stehen dem Reisenden folgende Ansprüche zu: Er kann vom Reiseveran-
stalter innerhalb einer angemessenen Frist vor Ort Abhilfe verlangen. Dies geschieht in der Regel durch 
eine Anzeige des Mangels beim Repräsentanten des Veranstalters am Urlaubsort. Ist eine Abhilfe ohne 
unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich, ist der Veranstalter verpflichtet, entweder den Mangel zu 
beseitigen oder eine gleichwertige Ersatzleistung zur Verfügung zu stellen. Er hat beispielsweise dafür 
zu sorgen, dass dem Reisenden das gebuchte Zimmer mit Meerblick zur Verfügung gestellt oder er in 
einem anderen gleichwertigen Hotel untergebracht wird. Verweigert der Veranstalter eine Abhilfe oder 
bleibt er innerhalb einer angemessen gesetzten Frist untätig, hat der Reisende folgende Möglichkeiten: 
 
 Er kann selbst für Abhilfe sorgen und vom Veranstalter Ersatz der dafür erforderlichen Aufwendun-

gen verlangen. 
 
 Er kann den Reisepreis für die Zeit, in der der Mangel besteht, herabsetzen. Wenn der Reisepreis – 

wie in der Regel üblich – vor Reiseantritt bereits vollständig bezahlt wurde, kann er einen entspre-
chenden Teilbetrag vom Veranstalter zurückfordern. 

 
 Handelt es sich um einen Mangel, der die Reise erheblich beeinträchtigt, hat der Reisende die Mög-

lichkeit, den Vertrag zu kündigen. Ein erheblicher Mangel kann beispielsweise vorliegen, wenn bei 
einer Studienreise eine geeignete Reisebegleitung fehlt. Ein Kündigungsrecht steht dem Reisenden 
auch zu, wenn es ihm aus einem wichtigen und für den Veranstalter erkennbaren Grund nicht zuge-
mutet werden kann, die Reise fortzusetzen, etwa wenn der Reisende eine Diätverpflegung, auf die er 
angewiesen ist, entgegen der Zusage nicht erhält. Umfasste der gekündigte Vertrag die Rückreise, 
bleibt der Reisende nicht auf sich gestellt, der Veranstalter muss auch nach der Kündigung für den 
Rücktransport sorgen. Mit der Kündigung verliert der Veranstalter den Anspruch auf den Reisepreis, 
er kann jedoch für die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen eine Entschädigung vom Reisenden 
verlangen. 

 
 Unabhängig hiervon kann der Reisende vom Veranstalter Schadensersatz für eingetretene Schäden 

fordern. Eine Schadensersatzpflicht besteht immer dann, wenn der Veranstalter den Mangel ver-
schuldet hat. In schwerwiegenden Fällen, etwa bei einer erheblichen Beeinträchtigung der Reise, 
sieht das Gesetz außerdem eine Entschädigung des Reisenden wegen nutzlos aufgewendeter Ur-
laubszeit vor.  

 
Bitte beachten Sie! Die Mängelansprüche sind zeitlich begrenzt. Sie müssen vom Reisenden innerhalb 
eines Monats nach dem im Vertrag vorgesehenen Ende der Reise beim Veranstalter geltend gemacht 
werden. 
 
 
11. Minderung des Reisepreises bei einer Kreuzfahrt und bei erheblichen Beeinträchti-

gungen der Reise 
 
In einem Fall aus der Praxis wurde von einem Reiseveranstalter eine 14tägige Kreuzfahrt „Sommer in 
Grönland“ durchgeführt. Dabei kam es zu Abweichungen von der Reiseplanung. So wurden andere 
Fahrtrouten gewählt als vorgesehen, geplante Landgänge entfielen oder waren erheblich verkürzt. Da 
das Schiff verschmutztes Bunkeröl aufgenommen hatte, wodurch die Maschinenleistung herabgesetzt 



wurde, entfielen zudem die vorgesehenen Besuche der Färöer und der Orkney-Inseln. Der Veranstalter 
erstattete 40 % des Reisepreises.  
 
Die geschädigten Urlauber machten nun vor Gericht folgende Punkte geltend: 
 
 Eine Minderung von weiteren 40 % des gezahlten Reisepreises, 
 Kosten, die durch den Abbruch der Reise entstanden sind, und  
 Entschädigung wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit.  
 
Die für den Fall zuständigen Richter des Oberlandesgerichts (OLG) Bremen kamen jedoch zu dem Ent-
schluss, die Reise sei zwar mangelhaft gewesen, die Mängel seien aber durch die geleisteten Zahlungen 
abgegolten.  
 
Das sah der Bundesgerichtshof (BGH) anders. Die BGH-Richter entschieden, dass das OLG die Ge-
samtumstände, die die Reiseleistung beeinträchtigt haben, unzureichend berücksichtigt und zu Unrecht 
darauf abgestellt hat, der grundlegende Charakter der Reise als „Grönland-Kreuzfahrt“ sei nicht in Frage 
gestellt gewesen. Dabei ist der Verlauf des zweiten Teils der Reise, bei dem der Aufenthalt stark ver-
kürzt wurde und die geplanten Besuche der Färöer und der Orkney-Inseln vollständig durch eine bloße 
verlangsamte Rückreise ersetzt wurden, nicht hinreichend berücksichtigt. Das OLG muss daher die 
Quote, um die der Reisepreis zu mindern ist, erneut prüfen. Des Weiteren setzen sowohl das Kündi-
gungsrecht als auch der Entschädigungsanspruch eine erhebliche Beeinträchtigung der Reise voraus. Ob 
diese Erheblichkeitsschwelle überschritten ist, ist aufgrund einer Gesamtbewertung der Mängel der Rei-
seleistung zu beurteilen.  
 
 
12. Betreuungsgeld bzw. Anspruch auf Kita-Platz seit 1.8.2013 
 
Seit dem 1.8.2013 haben Eltern für ihre Kleinkinder (ab dem 1. Lebensjahr) einen Rechtsanspruch auf 
einen Betreuungsplatz bzw. auf Betreuungsgeld, wenn sie die Betreuung selbst übernehmen.  
 
Das Betreuungsgeld kann für Kinder mit Geburtsdatum nach dem 31.7.2012 grundsätzlich ab dem 15. 
bis zur Vollendung des 36. Lebensmonats bezogen werden. Vorhandene Elterngeldansprüche gehen 
also dem Betreuungsgeld vor. Das Betreuungsgeld beträgt monatlich 100 € pro Kind (ab 1.8.2014: 150 
€) und wird als Geldleistung ausgezahlt. 
 
Leben mehrere Kinder im Haushalt, die die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen (z. B. Zwillinge, Ge-
schwisterkinder), besteht auch ein mehrfacher Anspruch. Das Betreuungsgeld kann für jedes der Kinder 
bezogen werden, für das keine öffentlich bereitgestellte Kinderbetreuung in Anspruch genommen wird. 
Es wird für maximal 22 Monate pro Kind gezahlt. 
 
Im Regelfall schließt das Betreuungsgeld nahtlos an die 14-monatige Rahmenbezugszeit für das Eltern-
geld an. Die Bezugszeit von Elterngeld und Betreuungsgeld kann nur nacheinander – und nicht zeitlich 
parallel – erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn auf die Partnermonate verzichtet wurde. 
 
Wenn die Eltern das ihnen zustehende Elterngeld bereits vollständig in Anspruch genommen und damit 
verbraucht haben, kann Betreuungsgeld schon vor dem 15. Lebensmonat des Kindes bezogen werden. 
Der Bezug von Betreuungsgeld endet auch in diesen Fällen nach 22 Monaten und somit vor dem 36. 
Lebensmonat des Kindes. Solange noch ein theoretischer Anspruch auf Elterngeld (zum Beispiel der 
Partnermonate) besteht, ist ein vorzeitiger Bezug von Betreuungsgeld nicht möglich. 
 
Entscheiden sich die Eltern für eine Verlängerung des Auszahlungszeitraums beim Elterngeld, wird der 
jeweils zustehende Monatsbetrag des Elterngeldes halbiert und in einer ersten und zweiten Rate ausge-
zahlt. Bei einer solchen Verlängerung des Auszahlungszeitraums des Elterngeldes kann daher parallel 
zur Auszahlung der zweiten Rate des Elterngeldes bereits Betreuungsgeld bezogen werden. 
 



Das Betreuungsgeld wird unabhängig davon gezahlt, ob und in welchem Umfang die Eltern erwerbstä-
tig sind. Es kann auch eine außerfamiliäre Betreuung in Anspruch genommen werden. Voraussetzung 
ist hier jedoch, dass es sich nicht um eine öffentlich bereitgestellte Tageseinrichtung oder öffentlich 
finanzierte Tagesmutter bzw. Tagesvater handelt. Betreuungsgeld kann z. B. bei Betreuung des Kindes 
in Spielkreisen oder in privater – also nicht öffentlich finanzierter – Kinderbetreuung bezogen werden.  
 
Entscheiden sich die Eltern für einen Kita-Platz und steht ein solcher nicht zur Verfügung, können 
sie von ihrem Klagerecht Gebrauch machen. Dabei ist allerdings zu beachten, dass Eltern von der Stadt 
angebotene Betreuungsplätze nur unter bestimmten Umständen ablehnen können, z. B. wenn der Weg 
dorthin zu weit ist. In der Rechtsprechung wird zzt. als „zumutbare Entfernung“ maximal 5 Kilometer oder 
maximal 30 Minuten Fahrzeit oder Fußweg definiert. 
 
Des Weiteren ist eine Kita unzumutbar, wenn sie den gültigen Standards nicht entspricht, weil bei-
spielsweise Beschäftigte nicht genügend qualifiziert sind, die Gruppenzahl zu hoch oder die Einrichtung 
baufällig ist. Wenn Eltern ein Angebot ablehnen, müssen sie es plausibel begründen. Wer einen zumut-
baren Kita-Platz ablehnt, verliert den Rechtsanspruch darauf.  
 
 
13.  SEPA: Überweisungen und Lastschriften  
 
Ein einheitliches Überweisungs- und Lastschriftverfahren soll den Zahlungsverkehr im Euroraum er-
leichtern und sicherer machen. Jeder Kontoinhaber, ob Privatperson, Unternehmen oder Verein, ist von 
der Umstellung auf SEPA betroffen. Damit können alle unabhängig von ihrem Wohnort ihren gesamten 
bargeldlosen Euro-Zahlungsverkehr steuern, haben europaweit freie Kontowahl und können sich für 
ihre Kontoführung das Kreditinstitut mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis in ganz Europa aussu-
chen. 
 
Alle Unternehmen müssen bis zum 1.2.2014 die alten Verfahren auf SEPA umstellen. Es gibt keine 
Übergangsfrist für Unternehmen. Nur der Einzelhandel kann das Elektronische Lastschriftverfahren bis 
zum 1.2.2016 weiter nutzen. 
 
Gläubiger-Identifikationsnummer: Unternehmen benötigen eine Gläubiger-Identifikationsnummer, 
die sie im Internet bei der Deutschen Bundesbank beantragen können. Die Bundesbank empfiehlt, die-
sen Prozess möglichst bis Ende Oktober 2013 abzuschließen. Die Gläubiger-Identifikationsnummer ist 
eine kontounabhängige und eindeutige Kennung, die den Zahlungsempfänger als Lastschrift-Einreicher 
zusätzlich identifiziert. 
 
Das SEPA-Lastschriftmandat umfasst die Zustimmung des Zahlenden zum Zahlungseinzug an das 
Unternehmen und den Auftrag an die eigene Bank zur Einlösung der Zahlung. Ab dem 1.2.2014 müssen 
Unternehmen bei neuen Vertragsabschlüssen und neuen Kunden (ohne bestehende Einzugsermächti-
gung) die SEPA-Mandate verwenden. Bisher erteilte Einzugsermächtigungen werden automatisch 
auf SEPA-Mandate umgestellt. Die Kunden sind jedoch über die Umstellung des Zahlverfahrens 
unter Angabe der Gläubiger-Identifikationsnummer und Mandatsreferenz zu informieren!  
 
Für Unternehmen gibt es zwei Lastschriftverfahren: 
 
 Das SEPA-Basislastschriftverfahren steht allen offen. Eine SEPA-Basislastschrift kann – wie eine 

Einzugsermächtigung – innerhalb von 8 Wochen nach Belastung zurückgegeben werden. Eine Last-
schrift ohne SEPA-Mandat können Kunden innerhalb von 13 Monaten zurückgeben. 

 
 Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren ist ausschließlich im Verkehr mit Unternehmen möglich. Es 

ähnelt den heutigen Abbuchungsauftragsverfahren. Es besteht keine Möglichkeit zur Rückgabe. 
Ausnahme: Der deutsche Einzelhandel kann das stark genutzte Elektronische Lastschriftverfahren 
bis zum 1.2.2016 weiter nutzen. 

 



Ab dem 1.2.2014 ersetzt auch die neue Kontokennung IBAN (International Bank Account Number) 
die bisherige nationale Kontokennung. Hat ein Unternehmen mehrere Konten, wird für jedes Konto eine 
separate IBAN vergeben. 
 
 
14.  Keine Mängelansprüche bei Werkleistungen in Schwarzarbeit  
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit seinem Urteil vom 1.8.2013 die Frage entschieden, ob Mängelan-
sprüche eines Bestellers bestehen können, wenn Werkleistungen aufgrund eines Vertrages erbracht 
worden sind, bei dem die Parteien vereinbart haben, dass der Werklohn in bar ohne Rechnung und ohne 
Abführung von Umsatzsteuer gezahlt werden sollte.  
 
In dem vom BGH entschiedenen Fall wurde die Auffahrt eines Grundstücks neu gepflastert. Hierbei war 
ein Werklohn von 1.800 € – bar ohne Rechnung – vereinbart worden.  
 
Die Richter des BGH hatten erstmals einen Fall zu beurteilen, auf den die Vorschriften des seit dem 
1.8.2004 geltenden Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
(Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, SchwarzArbG) Anwendung finden. Sie entschieden, dass der zwi-
schen den Parteien geschlossene Werkvertrag wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot nichtig 
ist. Das SchwarzArbG enthält das Verbot zum Abschluss eines Werkvertrages, wenn dabei vorgesehen 
sei, dass eine Vertragspartei als Steuerpflichtige ihre sich aufgrund der nach dem Vertrag geschuldeten 
Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht erfüllt. Das Verbot führt jedenfalls dann zur 
Nichtigkeit des Vertrages, wenn der Unternehmer vorsätzlich hiergegen verstößt und der Besteller den 
Verstoß des Unternehmers kennt und bewusst zum eigenen Vorteil ausnutzt.  
 
So lag der Fall hier. Der Unternehmer hat gegen seine steuerliche Pflicht verstoßen, weil er nicht inner-
halb von sechs Monaten nach Ausführung der Leistung eine Rechnung ausgestellt hat. Er hat außerdem 
eine Steuerhinterziehung begangen, weil er die Umsatzsteuer nicht abgeführt hat. Die Auftraggeberin 
sparte auf diese Weise einen Teil des Werklohns in Höhe der anfallenden Umsatzsteuer.  
 
Anmerkung: Die Nichtigkeit des Werkvertrages führt dazu, dass dem Besteller hieraus grundsätzlich 
keine Mängelansprüche zustehen können.  
 
 
15. Dauer der Arbeitszeit bei fehlender ausdrücklicher Vereinbarung  
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall war eine Arbeitnehmerin bei einem Unterneh-
men als „außertarifliche Mitarbeiterin“ beschäftigt und bezog ein Jahresgehalt von ca. 95.000 € brutto. 
Gemäß dem Arbeitsvertrag musste sie „auch außerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit tätig … wer-
den“. Weitere Regelungen zur Arbeitszeit enthält der Vertrag nicht.  
 
Im Herbst 2010 hatten sich nach Angaben des Arbeitgebers nahezu 700 Minusstunden angesammelt. 
Seit Oktober 2010 forderte das Unternehmen die Arbeitnehmerin auf, eine tägliche Arbeitszeit von min-
destens 7,6 Stunden bzw. die betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit von 38 Stunden einzuhalten. 
Dieser Aufforderung kam sie nicht nach. Der Arbeitgeber kürzte die Gehälter um insgesamt ca. 7.000 € 
brutto, weil die Arbeitnehmerin ihre Arbeitspflicht nicht vollständig erfüllt und z. B. im Dezember nur 
19,8 Stunden, im Januar nur 5,5 Stunden im Betrieb gearbeitet habe. 
 
Die Arbeitnehmerin war jedoch der Auffassung, dass sie vertraglich nicht verpflichtet sei, 38 Stunden 
pro Woche zu arbeiten. Sie müsse überhaupt nicht an bestimmten Tagen und zu bestimmten Zeiten im 
Betrieb sein. Ihre Arbeit sei nicht in Zeiteinheiten zu messen.  
 
Diese Auffassung teilte das Bundesarbeitsgericht nicht und entschied, dass der Arbeitsvertrag als Maß 
der zu leistenden Arbeit die betriebsübliche Arbeitszeit voraussetzt. Ist in einem Arbeitsvertrag die Dau-
er der Arbeitszeit nicht ausdrücklich geregelt, so gilt die betriebsübliche Arbeitszeit als vereinbart. Das 
gilt auch für außertarifliche Angestellte.  



 
 
16. Urlaubsabgeltung nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch Vergleich 
 
Ist das Arbeitsverhältnis beendet und ein Anspruch des Arbeitnehmers auf Abgeltung des gesetzlichen 
Erholungsurlaubs entstanden, kann der Arbeitnehmer auf diesen Anspruch grundsätzlich verzichten. 
Nach dem Bundesurlaubsgeldgesetz kann von der Regelung, wonach der Urlaub abzugelten ist, wenn er 
wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt werden kann, nicht 
zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. Jedoch hindert diese Regelung nur einzelvertragli-
che Abreden, die das Entstehen von Urlaubsabgeltungsansprüchen ausschließen.  
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) in diesem Zusammenhang entschiedenen Fall kündigte ein 
Arbeitgeber am 26.11.2008 einem seit Januar 2006 arbeitsunfähigen Arbeitnehmer ordentlich zum 
30.6.2009. Im Kündigungsrechtsstreit regelten die Parteien in einem Vergleich u. a., dass das Arbeits-
verhältnis durch die Kündigung aufgelöst worden ist, der Arbeitgeber an den Arbeitnehmer eine Abfin-
dung in Höhe von 11.500 € zahlt und mit Erfüllung des Vergleichs wechselseitig alle finanziellen An-
sprüche aus dem Arbeitsverhältnis, gleich ob bekannt oder unbekannt und gleich aus welchem Rechts-
grund, erledigt sind. In einem Schreiben verlangte der Arbeitnehmer ohne Erfolg, Urlaub aus den Jahren 
2006 bis 2008 mit ca. 10.600 € abzugelten. 
 
Nach Auffassung des BAG erfasst die Erledigungsklausel im gerichtlichen Vergleich jedoch auch den 
entstandenen Anspruch auf Abgeltung des gesetzlichen Erholungsurlaubs. 
 
 
17. Krankenversicherungspflicht von Arbeitnehmern – wie wirkt sich eine  

selbstständige Tätigkeit aus? 
 
Neben ihrer Beschäftigung hauptberuflich selbstständig erwerbstätige Arbeitnehmer sind in ihrer Be-
schäftigung von der Krankenversicherungspflicht ausgeschlossen. Bei Selbstständigen mit mindestens 
einem mehr als geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer wurde bisher angenommen, dass sie hauptbe-
ruflich selbstständig erwerbstätig sind.  
 
Das Bundessozialgericht folgt in seiner Entscheidung vom 29.2.2012 dieser Betrachtungsweise nicht. 
Im Urteil zum Ausschluss eines selbstständig Tätigen von der beitragsfreien Familienversicherung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung wurde zum Ausdruck gebracht, dass die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern für sich allein betrachtet nicht zur Annahme einer hauptberuflich selbstständigen 
Tätigkeit führt. Es kommt vielmehr auf die Gesamtbetrachtung der Umstände an.  
 
Dem Urteil kommt grundsätzliche Bedeutung insoweit zu, als es nicht nur den Ausschluss eines selbst-
ständig Tätigen von der Familienversicherung, sondern auch den Ausschluss eines Selbstständigen mit 
Nebenbeschäftigung von der Arbeitnehmer(pflicht)versicherung betrifft. 
 
Die Beschäftigung eines oder mehrerer Arbeitnehmer kann nach wie vor ein Indiz für den Umfang einer 
selbstständigen Tätigkeit darstellen. Der mit der Leitungsfunktion notwendig verbundene Zeitaufwand 
als Arbeitgeber ist dem Selbstständigen ebenso zuzurechnen wie das wirtschaftliche Ergebnis der von 
ihm beschäftigten Arbeitnehmer.  
 
Eine vor allem verfahrenspraktisch relativ einfach durchzuführende Abgrenzung kann wie folgt erfol-
gen. 
 
 Bei Arbeitnehmern, die vollschichtig arbeiten oder deren Arbeitszeit der regelmäßigen Wochenar-

beitszeit vergleichbarer Vollbeschäftigter des Betriebs entspricht, ist anzunehmen, dass daneben für 
eine hauptberuflich selbstständige Erwerbstätigkeit kein Raum mehr bleibt. 

 
 Das gilt auch für Arbeitnehmer, die mehr als 20 Stunden wöchentlich arbeiten und deren monatliches 

Arbeitsentgelt mehr als die Hälfte der monatlichen Bezugsgröße beträgt. 



 
 Bei Arbeitnehmern, die an weniger als 20 Stunden wöchentlich arbeiten und deren Arbeitsentgelt 

nicht mehr als die Hälfte der monatlichen Bezugsgröße beträgt, ist anzunehmen, dass die selbststän-
dige Erwerbstätigkeit hauptberuflich ausgeübt wird. 

 
Lässt sich nach diesen Grundannahmen das Vorliegen einer hauptberuflich selbstständigen Erwerbstä-
tigkeit nicht eindeutig bestimmen oder bestehen Zweifel (am Ergebnis oder an den gemachten Anga-
ben), sollte die Krankenkasse des Arbeitnehmers in die Entscheidung eingebunden werden. 
 
 
18. Mitverschulden bei Fahrradunfall ohne Helm 
 
Kollidiert ein Radfahrer im öffentlichen Straßenverkehr mit einem anderen – sich verkehrswidrig ver-
haltenden – Verkehrsteilnehmer (Kfz, Radfahrer usw.) und erleidet er infolge des unfallbedingten Stur-
zes Kopfverletzungen, die ein Fahrradhelm verhindert oder gemindert hätte, muss er sich grundsätzlich 
ein Mitverschulden wegen Nichttragens eines Fahrradhelms anrechnen lassen. Dies hat das Schleswig-
Holsteinische Oberlandesgericht in seinem Urteil vom 5.6.2013 entschieden und im konkreten Fall den 
Mitverschuldensanteil mit 20 % bemessen.  
 
In ihrer Urteilsbegründung führten die Richter aus, dass die betroffene Fahrradfahrerin ein Mitverschul-
den an den erlittenen Schädelverletzungen trifft, weil sie keinen Helm getragen und damit Schutzmaß-
nahmen zu ihrer eigenen Sicherheit unterlassen hat.  
 
Zwar besteht für Fahrradfahrer nach dem Gesetz keine allgemeine Helmpflicht. Fahrradfahrer sind heut-
zutage jedoch im täglichen Straßenverkehr einem besonderen Verletzungsrisiko ausgesetzt.  
 
Die Anschaffung eines Schutzhelms ist wirtschaftlich zumutbar. Daher kann nach dem heutigen 
Erkenntnisstand grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass ein verständiger Mensch zur 
Vermeidung eigenen Schadens beim Radfahren einen Helm tragen wird, soweit er sich in den 
öffentlichen Straßenverkehr mit dem dargestellten besonderen Verletzungsrisiko begibt. 
 
 
 
  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2013 = - 0,38 %
 1.1. – 30.6.2013 = -0,13 %
 1.1. – 31.12.2012 = 0,12 % 

 

 
 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2013: Juli = 106,1; Juni = 105,6; Mai = 105,5; April = 105,1; März = 105,6; 
Februar = 105,1; Januar = 104,5 
2012: Dezember = 104,2; November = 103,2; Oktober = 113,3 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


